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Land
Freistaat Bayern
Sozialgericht
Bayerisches LSG
Sachgebiet
Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung
11
1. Instanz
SG Bayreuth (FSB)
Aktenzeichen
S 17 AS 98/16 ER
Datum
10.03.2016
2. Instanz
Bayerisches LSG
Aktenzeichen
L 11 AS 238/16 B ER
Datum
04.05.2016
3. Instanz
Bundessozialgericht
Aktenzeichen
-
Datum
-
Kategorie
Beschluss
Leitsätze
Verwerfung der Beschwerde im einstweiligen Rechtsschutzverfahren, wenn die Berufung in der Hauptsache der Zulassung bedürfte.
I. Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts Bayreuth vom 10.03.2016 - S 17 AS 98/16 ER - wird verworfen.

II. Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Gründe:

I.

Streitig ist die Bewilligung um 39,10 EUR monatlich höherer Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes (Arbeitslosengeld II -Alg II-)
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) für die Zeit vom 01.11.2015 bis 30.04.2016.

Der Antragsteller (Ast) bezog zuletzt aufgrund des Bescheides vom 15.10.2015 in der Fassung des Bescheides vom 29.11.2015 Alg II für die
Zeit vom 01.11.2015 bis 30.04.2016. Gegen beide Bescheide legte der Ast jeweils Widerspruch ein. Es müssten zusätzlich die Kosten für
eine Kompaktversicherung (Haftpflicht-, Hausrat- und Rechtsschutzversicherung) in Höhe von 39,10 EUR monatlich berücksichtigt werden.
Den Widerspruch gegen den Bescheid vom 15.10.2015 wies der Antragsgegner (Ag) in der Sache zurück, den Widerspruch gegen den
Bescheid vom 29.11.2015 wies er als unzulässig zurück (Widerspruchsbescheide vom 18.12.2015). Gegen beide Widerspruchsbescheide hat
der Ast Klage zum Sozialgericht Bayreuth (SG) erhoben und zugleich einstweiligen Rechtsschutz dahingehend begehrt, dass ihm um 39,10
EUR monatlich höheres Alg II zu gewähren sei. Das SG hat mit Beschluss vom 10.03.2016 den Antrag auf Gewährung einstweiligen
Rechtsschutzes abgelehnt und den Ast darüber belehrt, dass dieser Beschluss unanfechtbar sei, weil die Berufung in der Hauptsache nicht
zulässig sei.

Der Ast hat Beschwerde zum Bayer. Landessozialgericht (LSG) erhoben. Zur Ergänzung des Tatbestandes wird auf die Gerichtsakten erster
und zweiter Instanz Bezug genommen.

II.

Die Beschwerde ist unzulässig und daher zu verwerfen. Gemäß § 172 Abs. 3 Nr. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ist die Beschwerde
ausgeschlossen im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes, wenn in der Hauptsache die Berufung der Zulassung bedürfte. Dies ist
vorliegend der Fall, denn gemäß § 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG bedarf die Berufung der Zulassung, wenn der Wert des
Beschwerdegegenstandes bei einer Klage, die eine Geld-, Dienst- oder Sachleistung oder einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt betrifft,
750,00 EUR nicht übersteigt. Streitgegenständlich sind um 39,10 EUR monatlich höhere Leistungen für die Zeit vom 01.11.2015 bis
30.04.2016. Der Betrag von 750,00 EUR wird damit nicht überschritten, so dass die Berufung der Zulassung bedürfte. Streitig sind auch
nicht wiederkehrende oder laufende Leistungen für mehr als ein Jahr (§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG).

Damit war die Beschwerde als unzulässig zu verwerfen.

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 177 SGG).

http://10.2.111.3/index.php/legacy/185279
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2017%20AS%2098/16
https://dejure.org/gesetze/SGG/172.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
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